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Bonn, den 30. Mai 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Wehrstrafgerichte 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Schultz (Gau- 
Bischof sheim), Jung, Ollesch und 
der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/4222 — 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Verteidigung 
beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 


1. Trifft es zu, daß die Bundesregierung die Einrichtung von Wehr- 
strafgerichten vorbereitet ? 


Es trifft zu, daß die Bundesregierung auf der Grundlage des 
Artikels 96 Abs. 2 des Grundgesetzes die Errichtung von Wehr- 
strafgerichten für die Streitkräfte im Verteidigungsfall vorbe- 
reitet. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Wehrstrafge- 
richte im Erstfall nur dann ihre Aufgabe zufriedenstellend 
erfüllen können, wenn sie bereits im Frieden aufgestellt werden 
und im Ernstfall sofort tätig werden können? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Wehrstrafgerichte 
in die Lage versetzt werden müssen, Strafgerichtsbarkeit schon 
dann auszuüben, wenn die Truppe zur Herstellung der erhöhten 
Einsatzbereitschaft ihre Standorte verläßt. Die Überlegungen, 
welche Änderungen des Grundgesetzes erforderlich sind, um 
diese Möglichkeit den Wehrstrafgerichten zu eröffnen, sind 
noch nicht abgeschlossen. Es wird die Aufgabe der nächsten 
Bundesregierung sein, hierzu dem Deutschen Bundestag mög- 
lichst bald konkrete Vorstellungen zu unterbreiten. 
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3. Beabsichtigt die Bundesregierung, von der Ermächtigung des Ar- 
tikels 96 Abs. 2 des Grundgesetzes Gebrauch zu machen und ein 
die Wehrstrafgerichtsbarkeit im einzelnen regelndes Bundes- 
gesetz demnächst dem Parlament vorzulegen? 


Die Bundesregierung wird Durchführungsgesetze vorlegen, so- 
bald die Überlegungen abgeschlossen sind, welche Änderungen 
des Grundgesetzes erforderlich erscheinen. 


4. Wie muß nach den Vorstellungen der Bundesregierung eine 
Wehrstrafgerichtsbarkeit beschaffen sein, die einen nahtlosen 
Übergang von der zivilen Strafgerichtsbarkeit in Friedenszeiten 
zur Wehrstrafgerichtsbarkeit im Verteidigungsfall einschließlich 
der Spannungszeit gewährleistet? 


Für einen nahtlosen Übergang von der zivilen Strafgerichtsbar- 
keit über Soldaten im Frieden auf die Wehrstrafgerichtsbarkeit 
in einem Verteidigungsfall erscheint es wünschenswert, wenn 
wenigstens ein Teil der im Verteidigungsfall für die Ausübung 
der Wehrstrafgerichtsbarkeit benötigten Spruchkörper bereits 
in Friedenszeiten vorhanden ist. Bei einer extrem kurzen Span- 
nungszeit oder in einem überraschend eintretenden Verteidi- 
gungsfall würde es größte Schwierigkeiten bereiten, noch eine 
sofort funktionierende neue Gerichtsbarkeit aufzubauen. 

Es wird daher zur Zeit geprüft, ob die erstrebte nahtlose Um- 
schaltung von ziviler Strafgerichtsbarkeit auf Wehrstraf- 
gerichtsbarkeit — auch unter ungünstigen Verhältnissen — da- 
durch erreicht werden kann, daß die vorhandene Organisation 
der Truppendienstgerichte als Kader für eine Wehrstrafgerichts- 
barkeit im Verteidigungsfall eingeplant wird. 

Diese Organisation ist als mobile Einrichtung bereits auf die 
Bedürfnisse eines Verteidigungsfalles zugeschnitten. Sie ist 
friedensmäßig erprobt. Ihr Funktionieren im Verteidigungs- 
fall wird daher noch am ehesten vorausgesetzt werden dürfen. 
Die vorhandene Organisation (zur Zeit 23 Truppendienstkam- 
mern) müßte im Mobilmachungsfall durch vorgemerktes Per- 
sonal aus den Landesjustizverwaltungen — in Anpassung an 
die Stärke und Einsatzverhältnisse der Truppenteile der Bun- 
deswehr im Verteidigungsfall — ergänzt werden. 

Unabhängig davon ist es nach den Vorstellungen der Bundes- 
regierung geboten, daß 

— die erforderlichen Durchführungsgesetze bereits in Friedens- 
zeiten verabschiedet werden; 

— Personal zur Ergänzung des vorhandenen — z. Z. bei den 
Truppendienstgerichten fungierenden — Kaders im erforder- 
lichen Umfang vorgemerkt wird; 
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— das vorgemerkte Personal schon jetzt bei dem Truppenteil, 
bei dem es später tätig werden soll, die notwendigen Er* 
fahrungen sammeln kann; 

— das Personal der künftigen Wehrstrafgerichtsbarkeit ein* 
schließlich des bei den Truppendienstgerichten bereits täti- 
gen Personals, durch laufende Informationstagungen mit 
seiner Aufgabe im Verteidigungsfall vertraut gemacht wird, 

und 

— durch ein gut ausgebautes Alarmsystem sichergestellt wird, 
daß auch das vorgemerkte Personal aus den Landesjustiz- 
verwaltungen in einer Spannungszeit so früh wie möglich 
bei der Truppe eintrifft. 

Die aufgeführten organisatorischen Maßnahmen sind bereits 
auf der Grundlage des geltenden Artikels 96 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes möglich; zum großen Teil sind sie schon vor Jahren 
eingeleitet worden. So finden seit 1962 laufend Informations- 
tagungen für Richter, Staatsanwälte und Rechtspfleger statt, die 
sich freiwillig für den Dienst in der Wehrstrafgerichtsbarkeit 
zur Verfügung gestellt haben. Diese Richter und Beamten sind 
den (auf Grund der Durchführungsgesetze zu errichtenden) 
Wehrstrafgerichten vorläufig zugeteilt. Sie werden von den 
Kommandobehörden der Bundeswehr, bei denen die Gerichte 
errichtet werden sollen, regelmäßig eingeladen, um die Ver- 
hältnisse bei der Truppe kennenzulernen. Die Alarmierung ist 
im einzelnen vorgeplant. 


5. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über 

a) die Organisation einer Wehrstrafgerichtsbarkeit, 

b) über die Besetzung der Wehrstrafgerichtsbehörden, 

c) über den völkerrechtlichen Status der Richter und Beamten 
der Wehrstrafgerichtsbarkeit? 


a) Wehrstrafgerichte sollen als Gerichte des ersten Rechts- 
zuges (Wehrgerichte) bei Divisionen und gleichgestellten 
Kommandobehörden, als Rechtsmittelgerichte (Oberwehrge- 
richte) bei Korps und gleichgestellten Kommandobehörden 
der Bundeswehr errichtet werden. Bei jedem der hiernach 
erforderlichen Wehrstrafgerichte soll eine Wehranwaltschaft 
bestehen. 

b) Die Wehrstrafgerichte und Wehranwaltschaften sollen — so- 
weit sie nicht mit Personal der schon jetzt vorhandenen 
Truppendienstgerichte besetzt sind — mit Richtern, Staats- 
anwälten und Rechtspflegern aus der allgemeinen Justiz 
besetzt werden, die sich freiwillig für den Dienst in der 
Wehrstrafgerichtsbarkeit zur Verfügung gestellt haben. Die 
Zahl der zugeteilten Richter, Staatsanwälte und sonstigen 
Beamten hängt von der Stärke und den Einsatzverhältnissen 
der Truppenteile ab, für die das Gericht tätig werden soll. 
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In der Regel sind bei jedem Wehrstrafgericht und bei jeder 
Wehranwaltschaft je zwei Planstellen des höheren und je 
eine Stelle des gehobenen Dienstes vorgesehen, 

Die Spruchkörper der Wehrstrafgerichte sollen wie folgt 
besetzt werden: 

Die Kammern der Wehrgerichte entscheiden in der Haupt- 
Verhandlung mit einem, ausnahmsweise mit zwei Berufs- 
richtern und jeweils zwei militärischen Beisitzern, Die 
Senate der Oberwehrgerichte entscheiden in der Regel mit 
zwei Berufsrichtern und zwei militärischen Beisitzern, weil 
das Schwergewicht ihrer Tätigkeit auf rechtlichem, nicht 
auf tatsächlichem Gebiet liegt. 

c) Für den völkerrechtlichen Status der Richter und Beamten 
der Wehrstrafgerichtsbarkeit kommen nur zwei Lösungen 
in Betracht; Sie müssen entweder dem Gefolge der Bundes- 
wehr zugeordnet werden oder den Kombattantenstatus er- 
halten. In beiden Fällen ist nach Artikel 5 des III. Genfer 
Abkommens vom 12. August 1949 über die Behandlung der 
Kriegsgefangenen (Bundesgesetzbl. 1954 II S. 838) sicher- 
gestellt, daß sie Anspruch auf Behandlung als Kriegsgefan- 
gene haben, wenn sie in die Hand des Gegners fallen. Der 
Unterschied liegt aber darin, daß ein Angehöriger des Ge- 
folges, der selbst nicht das Ziel feindlicher Kampfhandlun- 
gen sein darf, sich gegen Kampfhandlungen nur zur Wehr 
setzen darf, wenn die Voraussetzungen der Notwehr gege- 
ben sind, also die Kampfhandlungen ausschließlich und da- 
mit völkerrechtswidrig nur gegen ihn und nicht gegen mili- 
tärische Ziele gerichtet sind. Fällt er in die Hand des Geg- 
ners, so könnten sich für ihn durch den möglichen Vorwurf 
einer unberechtigten Beteiligung an Kampfhandlungen ins- 
besondere dann Gefährdungen ergeben, wenn über das Vor- 
liegen einer Notwehrlage verschiedene Auffassungen be- 
stehen. Der Gedanke, solchen Gefährdungen vorzubeugen, 
spricht daher für den Kombattantenstatus. 

Der Kombattantenstatus ist aber völkerrechtlich nur dann 
gesichert, wenn er durch die Eingliederung in eine staatliche 
Streitkraft vermittelt wird. Hier stellt sich die Frage, ob eine 
Eingliederung in die Bundeswehr verfassungsrechtlich zu- 
lässig ist, weil die Wehrstrafgerichte zum Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Justiz gehören. 


6. Beabsichtigt die Bundesregierung daran festzuhalten, daß der 
Bundesminister der Justiz für die Wehrstrafgerichte zuständig 
ist? 


Die Bundesregierung hält daran fest, daß der Bundesminister 
der Justiz für die Wehrstrafgerichte zuständig ist (Artikel 96 
Abs. 2 Satz 4 des Grundgesetzes). 


Horst Ehmke 
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